
, 117 der Beilagen zu den stenographischen[protokollen des N ation~lrates (V. G.P .). 

Bericht. 
des Finanz- und Budgetausschusse~ 

über die 0 Regierungsvorlage (82 der Bei­
lagen).: Bundesgesetz, betreffend Regelung 
von 'Fragen der österreichischen Vertrags­
versicherung (Versicherungsüberleitungs-

gesetz). 

Die Nodage,. in die das österreichische Ver­
tragsversicherungswesen durch dtnKrieg und 
sei'ue Auswinlrungen geIiaten iJst, eIiheischen drin­
gend eine Ige.~etiliche RJegelung. D~e Versiche­
rung~geselilschalften halben schwere Verluste an 
ihren Vermögen~beständen erlitten. Ihr Haus­
besitz, in ,dem ihr,e Reserven angelegt sind, 
wUl1de vielifachrerstört oder beschädigt, ebenso 
der Wert .ilhrer FOl1derungen veI1rnindert, die 
Guf fremden Realitäten, welche zerstört oder 
besch;i,dig,t wurden, ~chergeste~lt sind. Vor 'allem 
ruber waren sie gezwungen, im Jahr,e 1,938 ihre 
österr,eichischen StJJatspapiere in Reichsanleihen 
umzut'auschen und auch in ,der Folgezeit be­
deutende Mittel in Reichspapieren anzulegen, 
aus denen sie heute keinen Nutzen ziehen kön~ 
nen. AUe diese Umstände, zu denen die' ange~ 
meine Sperre von Gutihaben bis zu einern ge­
wissen Proz,entsatze kommt, haben zur Folge, 
daß die VersicherungsgeseUschaften die Ver­
sicherungsleistungen nicht voll erbri'ngen 
können. 

Auf die nauer berechnete Maßnahmen zur 
HenbeifoÜhrung einer Nreuord!lJUugim Vertrags-. 
versicherungswesen sind derzeit noch nicht mög­
lich; Oberstes Ziel muß und wir;d die mögl,ichs·te 
Wa:hrung d·er Anspl'üche der Versicherten sein. 
Der vor:liegende!EntWlurf einerN ersicherungsülber­
leitungsgesetzes steHt, nachdem durch das Schil­
linggeserz nur für 'bescheidene Leistungen in den 
dringends,ten. fäHen gesorgt worden war, ,den 
ersten Schritt auf dem Wege einer grun1dlichen 
Neureg'elung des Vertl'agsversicherungswesens 
dar, a'b; ,deren A'lbschluß ein umfassendes Ver­
sicherungswi~deraufbaugesetz . gedacht ist. 

Das vodiegende Gesetz gliedert s'ich in zwei 
große Albschnitt~ von denen der erste (Ar-

tikel I) sozusagen ,die technische Grundla,ge für 
den Wiederautbau des österreichischen Versiche­
run"swesens schafft. Er s~eht die Errichtung 
eine~ Versicher:ungswie:deraufbaukommission u,nd 
einer Versicherungsverrechnungsstelle vor •. Die 
Kommission soll ein Beifiat für ,das Finanzmini~ 
sterium in aUen Fragen sein', die durch das 
künftige Wietderau1ibaugesetz geregelt we~den 
sollen. Hinsichdich der Zus1arnmensetzung. dieser 
Kommission ihat der' Finan:zausschuß auf Antrag 
der Albgeondneten F,erdinanda F 1 0 'ß man n 
und Genossen einen Zusatz zum Albs. (1) des 
§ 2 beschilossen,' wonach unter. ,den vier ~it­
gliedern, durch die der Vei1baDJd der V er~10e­
rungsanstla,lten ,osterreichs in ,der KommiSSIOn 
vertreten sein: soH,rrundestens eines ein Ver" 
treter einer rei'DJen K'leinIebensversicherurug'san­
stalt sein muß. 

Der VersichertmgswiederaUiPhaukomrnission 
wird auch ,die Vertretung und Verwaltung der 
Versicherungsverrechnungsstelle übertragen. Der 
Vorsitzende der Kommission ist zugleich ,der 
Leit,er der Verrechl;ungsstelle. Aufgabe der le~z­
teDen wird es sein, Fehlbeträge ih der Bedeckung 
der Verlbindlichkeiten zwischen den Gesellschaf­
ten a.uszwgl.eichen. . 

Durch die Sch'affung der heiden Einrichtungen 
- Kommis.iori und Verrechnungs stelle -'- wer­
den. die Staatsfinanzennicht 'belastet. Das Amt 
der Mi~glieder und Ersatzmännel; der Komrtlis­
sionist ,ein unbesoldetes Bhreruamt, im übrrgen 
ist der ganze Aufwand von ,den in Österreich 
ta.tiJgen Vertmglsvet&icherungsun ternehmungen 
zu bestreit,en. 

Der zweite HauptaJbschnitt des Gesetzes .(Ar­
tilkel H) trifft eil1JC vorläufi@e Regelung der 
Zahlungen der Versich!erungsunt,ernelhmungen aus 
VersicherungsverträJgen. Vorläufig ist diese Re,ge­
lung deshaiLb, weil S'Le 'nur bis zum IJ1Ikratutreten 
des ,geplanten Versicherungsw.iederauiiba,ugesetzes 
"ehen sollL 'Bei der IFesosetzurlg Ider Leistun:gs-
b ", 

beschränikun,gen im vorliegenden Gesetz wunden 
so weit w~e möglich soziale Momente hei"iick-
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sichtigt. Versicherungsl!.eistungen, die zu einer 
bescheidenen Lebensführ1ung umd ,für Vlo'lkswirt­
schafdich wichtige Zwecke unlbedingt erlforderlich 
sind, wer'den voU oder nur mit geringen Ein­
schränkungen erHil!tt. Für ,den FaU, daß vor Er­
lassung des W:ie~era,Uif:ba\llgeslet'Zesxlie Verhält­
nisse im Versicherung'Swesen sich ISO. weit ge­
bessert haben, daß weitergehenck Leist'Ungen if;ür 
die Versicheru'llg,sunr,erneihmungen tt4aglbar er­
scheinen, wil1d das Bun1desministerium für Finan­
zen ermächtigt, Et1leichrerungen im Verordnungs­
weg·e zu 'ver:fügen. 

Zu § 4, Ahs. {1), Albschn.ittB, lit. 1:1, wurde 
von ,den AJbgeoJ1dneten Ferdinanda F I 0 ß man n 
und .Genossen ein Ahän1derungsantrag ge,stellt, 
der vom AUiilSchuß albgelehnt und von den An­
tngsteIlern a1s M i TI ,d e rh e i ts an t rag an­
gemeldet wunde. 

Brunner, 
Berichterstatter. 

Ein Entschiließungsantrag ,der Abgeordneten 
Lu cl w ig, F in k, . Dr.P,e r n t e r, E ~ chi n­
ger, 0 b r u.t s eh Ik a, M oÜ J.l n e r, Ru p p und 
F r i s eh, betreffend Geltendmachung von Re-
paratioru;fordewngen österreichs . gegenüber' 
Deu:schJ.~~, wurde I:lngenommen. 

Auf Grund seiner VOrlberatung' am 6. Juni, 
1946 steHt .der Finanz- un1d Budgetausschußden 
An t rag, der Nationalnat wolle ,beschließen: 

1. Dem angeschlossen~n G e set 'f e n t w u r f 
wird' die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

2. Die Ibcigedruckte En t s c h ,I i e ß u n g wird 
angenom·men. 

Wien, am 7. Juni 1946. 

Ing. Raab, 
Obmannstellvertreter • 

• 
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Bundesgesetz vom 1946, 
betreffend Regelung von Fragen der öster­
reichischen Vertragsversicherung . (Versiche­

rungsüberlei tu~gsg!=setz). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikell.. 

Versicherungswiederaufbaukommissi~n . und Ver­
sicherurigsverrechnungsstel1e. 

§ 1. (1) Zum Zwecke der Vorbereitung und der 
Durchführung des Wilederaufbaues ,des 'öst,er­
reichischen Versicherungswesens wird be~m Bun­
desministerium für Finanzen eine Versicherungs­
wnederaufbaukommission (nachstehend kurz 
"Kommission" .genannt) gebildet; ferner wird 
eine Viersi~erungsverrechnungsstelle errichtet. 

(2) Die Kom:mission berät das Bundesmini­
sterium für IRinanzen hei ,Behandlung der Frage, 
wie das' österreichische Versicherungswesen ange­
sichts seiner Vermögenseinbuße infolge des 
Kri;eges unter möglichster Wahrung erworbener 
Anspruche auf neue Grundlagen übergeleitet 
wer,den kann. W·eiters ist ihr die Vertretung und 
Verwaltung der. Vers,icherungsverrechnungsstelle 
gemäß .§ 3 übertragen. 

(3) Der Versicherungsvierrechnungsstelle ob­
liegt die Durchführung von Maßnahmen zu einer 
gesunden Neuordnung des österreichischen Ver­
sicherungsweßens, insbesondcl1e im Wege von 
VermögensaJUsgleichen zwischen den Versich,e-
rungsunternehmungen. . 

§ 2. (1) Die Kommission besteht aus einem 
Vorsitzenden und zehn fachkundigen Mitglie­
dern. In ,der Kommis'sion müssen der Verban:d 
der Versicherungsanstalten tlsterr1eichs durch 
vier Vorstan1dsmit<g'lie,der, von denen min'destens 
eines ein Vertr,erer' einer reinen Kleinl~bensver­
~icherungsansoalt sein muß, der tlsterreichische 
Gewerkschaftsbunddutch zwei Funktionäre der 
Gewerkschaft ·der Angest,ellten in der Privat­
wirtschaft, Sekt:ion Versicherung, weiters ,die 
Kammer für Handd, Gewerbe, Industrie, Geld-
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und Kreditwesen von Wien und Niederösterreich, 
die Landwirtschaftskammer für Nielieröster­
reich und Wien sowie die Arheiterkammer in 
Wien durch j,e ,ein Mitglied vertreten sein. Der 
Vorsitzlende und die Mitgli.eder der Kommission 
werden vom Bundesministerium für Finanzen er­
nannt, das für jedes Mitgl.ied e,inen ErBatzmann 
bestellen kann. ,Die Ernennung :der drei Kammer­
vertreter .erfolgt auf Drciervorschlag der betref-
fen!den Kammern. . 

(2) Die Bezüge des Vorsitzenden werden vom 
Bundesministerium für Finanzen bestirpmt. Das 
Amt der Mitglieder und Ersatzmänner der Kom­
mission ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die An­
gehörigen der Kommission k5nnen vom Bundes­
ministerium für HnanZJen jederzeit abb?rufen' 
werden. Sie sind zur Verschwiegenheit ver­
pflichtet. 

(3) Die Mitglieder der Kommission wählen aus 
ihrer Mitte ein~n ersten und e~nen zweiten St,ell­
vertreter des Vorsitzenden.' Die Kommission 
faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit,' bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
V ors,itzenden. Die Kommission setzt ihre Ge­
schäftsordnung selbst fest. 

(4) Alle ''versicherungsunternehmungen sind 
gegenüber . der Kommission zur Auskunfter­
teilung l,md regelmäßigen Berichterstattung ver­
pflichtet, soweit es zur Erreichung ,der Aufgaben 
der Kommission lerforderlich List. über allfällige 
Beschwerden einer Versichel1Ung·sunternehmung 
hinsichtlich verlangter Auskünft.e entscheidet das 
'Bundesministerium Ifür Finanzen als. Versiche­
rungsaufsichtsbehörde. 

(5) Die Kommission kann zu ihren Sitzungen 
Sachverständige, ,für die gl,eichfalls VerschWiegen­
heitspflicht gilt, heranziehen. 

. . 

§ 3. (1) Die Versicherung'sverrechnungsstelle ist 
eine Einrichtung öffentlichen R~chtes mit Rechts­
persönlichkeit und hat ihren Sitz in Wien. 

(2)' Sie wird von .der Kommission vertretJen 
und verwaltet; sie nimmt ihre Tätigkeit in dem 
vom Bundesministerium für Finanzen zu bes')Jim­
menden Zeitp~nkte a1.!f. 
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(3) Die Geschäftsführung der Versicherungs­
v.errechnungsstelle obliegt ihrem Leiter und 
dessen Stellvertreter nach den Weisungen der 
Kommission. -Die Anstellung und Entlassung so~ 
wie ·die Flestsetzung der Bezüge des Leiters, 
seines Stellvertreters und der hngestellten' der 
Versicherungsverrechnungsstelle el"folgt durch die 
Kommission, die hierbei an ·die Zustimmung des 
Bundesininisteriums für FinarrZJen .gebunden ist. 

(4) Die Versicherungsv!rrec!1llungsstelle wird 
nach außen durch den Vorsitzenden der Kom­
mission und im Falle seiner Verhinderung durCh 
den ersten, wenn auch dieser verhindert ist, 
durch den zweiten Stellvertreter vertreten. 

(5) Für die Versicherungsv.errechnungsstelle 
wird rechtsgült~g von zwei Personen in der Weise 
gezeichnet, ·daß der Vorsitzende der Kommission 
und der Leiter der Versicherungsv,err,ecl1nungs­
stelle oder ihre Stellvertreter unter die. Worte 
"Die Versicherungsv.errechnungssielle" ihre Un­
terschriftlen setzen, wobei mindestens eine Unter­
~chrift vom Vorsitzenden der Kommission oder 
seinen Stellv.ertretern g.eg'eben werden muß. 

(6) -Der Personal- und SaChaufwand der Ver-, 
sicherungsverreChnungsstelle wird von den in 
österreich tätigten Vertragsycrsicherungsunter­
nehmungen bestritten. Dasselbe ,gilt für die Be­
züge des Vorsitzenden der Kommission [§ 2, 
Abs. (2)]. 

(7) Nähere Bestimmungen über .die Organi­
satlion der Versicherungsverrechnungsstellie und 
über die Declmng des gemäß Albs. (6) zu he­
~treitenden Aufwandes können v.om Bundes­
ministerium für Finanzen getroffen werden. 

versicheruJ..1g 'lm Rahmen der vertrags­
mäßigen 'Leistung noCh um den Betrag der 
für die betreffende Versicherung seit 1. Jän­
ner 1946 fäl.lig gewordenenund bezahlten 
Prämien. Außel'dem können Leistungen 
naCh '§ 13, Abs. (1), Punkt 1 a, des Schilling­
gesctzesef'bracht werden, wenn' d~e dort 
bezeichneten Voraussetzungen für eine 
solche weiter·e Zahlung noch gegeben sind; 

b) Rentenza:hlUngen aller Art gleichfalls mit 
40 v. H. der vertragsmäßigen lJeistung, 

'jedoCh höchstens 500 S und min~estens 
150 S im Monat je Rentenempfänger bei 
dem gleichen Versicherungsunternehmen; 
ist der vertragsmäßige Anspruch kl1einer :lJls 
diese Mindestsu'mrrie, die vertragsmäßäge 
Leistung; 

c) Taggelder und Heilungskosten in der Un­
fallversicherung ohne BesChränkung. 

C., In 'der SChadenversicherung (SaCh- und 
VermögensChadenvers'icherung) : 

a) in. der HagelversiCherung: 
Alle Versicherungsleistungen ohne Be" 

sChränkung; 
b) in den übrigen Versicherungszweigen: 

Je ViersiCherungsfall bis zu 1000 S; dar· 
über hinaus können VersiCherungsleistungen 
seitens der Vers1icherungsunuernehmungen 

'. insoweitetibracht werden, als die Verwen­
dung der Zahlung zur Wiederherstellung, 
Ersatzbeschaffung oger für andere vertrag­
liche Nebenleistungen, in der HaÜpflicht­
versiCh.emng zur Befried1igung des geschä" 

Art i k e I 1I.", digt.en Dritten, ausreiChend gesichert er­
scheint. Die VersiCherungs unternehmungen 

Vorläufige Regelung der Zahlungen der Ver- haben das Vorl,iegen dieser Leistungsvor-
sicherungsunternehmungen aus Versicherungsver- aussetzungen durch Einsicht in die Zah-

trägen. lungsbelege des Versicherungsnehmers oder 
§ 4. (.1) Bis zu einer anders lautenden' bundes- . auf ander,e geeignet1e Weise zu prüfen; 

'gesetzlichen Regielung sind nur 'folgende Za:hlun- c) ohne Nachweis der Verwendung ·der 
gen der Versicherungsunternehmungen aus Ver- Zahlung für die unter bangeführten 
~icherungsverträgen zugelassen: Zwecke können über 1000 S hinaus Lei-
. A. In der Krankenversicherung: alle Versiche- stungen naCh § 13, Abs. (1), Punkt 1 a, und 

rungsleistungen ahne 'Beschränkung. his zu 40 v. H., des vertragsmäßigen An· 
B: In der Lebens- und Unfallversicherung: spruehes nach § 13, Abs. (1), Punkt 2, des 
a) in der Kapit:ilversicherung je VersiChe- SChminggesetzes erbracht werden, wenn 

rungsfall 40 v. H. der vertragsmäßigen ,die ,dort bezeichneten Voraussetzung·en für 
Leistung, höchstens jedoch 5000 S, min- solche' weitere Zahlungen gegeben sind; 
destens 400 S ,in der Großlebens- und Un- d) Leistungen für Schäden, die mit dem 
fallversiCherung und mindestens 200 S in Kriege unmittlelbar oder mittelbar im Zu-
der Kleinlebensversicherung; ist der ver- sammenhange stehen, ·dürfen niCht erbracht' 
tragsmäßige Anspruch kLeiner als diese werden. 
Mindestsummen, die vertmgsmäßig.e Lei- (2) Die 'für einen Versicherungsfall zu er-
stung. Ob Groß- oder Kleinlebensversiche- bringenden Leistungen dürfen insgesamt, ein­
rung vo;Üegt, richtet siCh nach dem auf-. schließliCh der bereits etibrachten, di'e nach 
sichtsbehördLich genehmigten Geschäftsplan ; Abs. (1) wlässigen Zahlungen nicht übersteigen. 
im Zweifel entscheidet die Yersicherungs- (3) Das Bundesministerium für Finanzen ist 
aufsiChtsbehörde. Die' darnach ausZlUzah- ermächtigt, eine von den Bestimmungen des 
lende $ummeerhöht skh inder Leb<;ns- Abs. (1), B, abweichende Regelungh,insichüich 
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jener VersIcherungsstöcke zu treffen, &e gemäß 
den Kundmachungen B. G. BI. Nr. 178/36, 
324/36, 325/36 und 326/36 an die österreichische 
Versicherung-A. G. übertragen worden sind; der 
übrige Versicherungsbestand der Ges-ellschaft 
wird hier-durch nicht hetroffen. 

§ 5. Sonstige Versicherungsleistunglen, ms­
besondere Gewinnverteilungen, Rückkäufe, Be­
lehnungen von Versicherungsurkunden oder 
Vorauszahlungen auf solche, ferner Prämien­
rückvergütungen au.f Grund gesetzlicher Bestim­
mungIen oder gemäß den ailgemeinen Versiche­
r~ngsbedingungen sind bis auf weiteres unter­
sagt. 

§ 6. (1) Das Bundesministerium für Finanzen 
ist ermächtigt, Erleichterungen . vOn ·den ,Bestim­
mungen der §§ 4 und 5 zugunsten der Versiche­
run.gsnehmer durch Veror,dnung zu verfügen. 

(2) Es i,st weiters ermächtigt, im Einzl~lfalle auf 
begründetes, vofu Verband der Versicherungs7 
anstalten österreichs zu begutachtendes Gesuch 
des Versicherungsnehmers >(Bezug'sberechtigten) 
bei Vorliegen !besonders berücksichtigungswür­
diger sozialer oder wirtschaftlicher Umstände 
Zahlungen von weiter gehenden und sonstigen 
Versicherungsleistungen, in der Lebens- und Un­
fallversicherung jedoch nur bis zu 40 v. H. des 
Vertragsanspruches je Anspruchsbe1'ledl~igten, zu-
zulassen. . 

§ 7. An Staatsangehörige des Deutschen Reiches 
und an Personen, a1\.lf dl,e .§ 17 des Verbots­
gesetzes vom 8. Mai 1945; St. G. BI. Nr.13/45, 
Anwendung findet, sind im Rahmen des ver­
tragsmäßigen Anspruches und der Bestimmungen 
des § 4 nur folgende Ver~icherungsleistungen zu-
lässig: . . 

. a) Leistungen aus der Krankenversicherung; 
b) Leistungeninder Großlebens- und Unfall­

versicherung bis 400 S, in der Kleinlebens-

.. 5 

versicherung bis 200 S je Versicherungsfall, 
in ,der Lebensversicherung zuzüglich der 
seit 1. Jänn1er 1946 fäHig gewordenen und 
bezahlten. Prämien; 

c) Reni:enzahlungen aller Art bis' zu 150 S im 
Monat; , 

d) Taggelder 'und Heilungskosten in der Un­
fallversicherung; 

e) Leistungen in der Hagelversidletung voll, 
in der s,onstigen Schadenversicherung bis 
zu 1000 S je Versicherungsfall, sof1ern nicht 
das Bundesministerium für Finanzen zur 
Wahrung . wichtiger volkswirtschaftlicher 
Interesjen im' Einzelfalleeme höhere 
Leistung gestatt,et; 

f) Leistungen in Anwendung des § 13, 
Ahs. (1), Punkt la, des Schillinggesetzes. 

§ 8. Die Versicherungsunvernehmungen sind 
in allen Fällen, in denen höhere als die nach § 7 
zulässigen B,eträge bezahlt werden sollen, ver­
pflichtet, eine eidesstättige Erklärung darüber 
zu verlangen, daß der Anspruchsberechtigte nicht 
dem dort bezeichneten Personenkreise angehört. 

§ 9. Die auf Grund ,dieses Bund'esgesetzes vor­
läufigunberichtigibleibenden Ansprüche sind 
bis zu einer bundesgesetzlichen Neuregelung 
nicht zu ver2linslen. 

Art i k el III. 

Ä.nderung des Schillinggesetzes. 

§ 10. Di,eBestimmungen des § 13, Abs. (2), des 
Schillinggesetzes vom 30. November 1945, St. G. 
BI. Nr. 231/45, treten außer Kraft. 

Art i k el IV. 
Schlußbestimmungen • 

§ 11: Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist das B'undesministerium für Finarizen 
betraut. 
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Entschließung. 

Das BUnidesministerium für Finanzen hat in kosten :zu bvldenhatun. Das ,Burlidesministerium 
der Regierung5vorlage eines 'Bundesgesetzes, be-, für Finanzen Wil1d daher aufgefordert, die von' 
treffend Regelung von Fragen der österreichi- den österreichische.n VersicherungsanstaIten an 
schen Vertl1agsversicherung (Versicherungsüber- Reichsdeutsche oder an Sba;lits.angehörige des 
leitun~~gesebz) Versicherungsleistungen . ,an Staats- Deutschen Reiches flü~sigzu machenden Beträge 
angelhörige des Deutschen Reiches in Aussicht auf ,das Konto Ider iReparationsforderungen 
genommen. Nun ist ,die Iderzeit~ge Notlage der Osterreich~ glegenüber ~utschlallid zu steHen. 
österr,eichischen Versicherungsanstalten vor alJem W,ruters wird ,das Bunlde~miriisterium für Finan­
aus ,der Tatsacheentst1anden, daß diese Anstalten zen aufge!fol1dert, dem ,Par,lament ehebald1gst 
beinahe ihr ,gesamtes Vercmögen vor aHem in über seinie ,P,läne, .!betreff,end [Erstellung der 
Reich5wertenan'legen mußten, die eine Unter- österreichischen ReparationslfQl1derungen gegen 
lage für die Bezahlung ader Deckung der Krieg<s- Deutschla~, Mititdlung zu machen. 

Minderheitsantrag. 

,§ 4,Ahs. (1), Aibschnitt B, lit a, soU lauten: 
"a)in der Kapiota1lversicherung je Vlersiche­

rungsfraH 40 v. H. der vertragsmäßi,gen 
Leisoung, höchsotens 5000 S, mindestens aber 

400 S; ist der vertragsmäßig,e Anspruch 
!kleiner als diese Mindestsumme, die ver­
trag~mäßige Leistung. Die darnach ausz;uw 

zahJende Summe ... usw." 

Floßmann Dr. Koref Ur. Häuslmayer Proft Jiricek 
Gumplmayer Hillegeist 
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